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	Befreiung von den Verbotsbestimmungen der Natur- und Landschaftsschutzgebietsverordnung  „Burgau“




Anlage 1
Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie beabsichtigen, im o.g. Schutzgebiet einen Landschaftspark anzulegen und haben hierzu eine Befreiung von den Verbotsbestimmungen der Verordnung beantragt. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Vorhaben:

1. Haltepunkt Maxau 

1.1 Aussichtspunkt am Brückenkopf mit teilweise verbreiteter Stadtbahnhaltestelle

1.2 neue Wegführung

1.3 Anlage von Trockenrasen, Lesesteinwällen und Gabionen

2. Hofgut Maxau 

2.1 Überführung intensiv genutzter Ackerflächen in extensive Weiden mit jährlich wechselnder Brache für Urzeitkrebse

2.2 Pflanzung einer Obstbaumwiese

2.3 Anlage extensiv genutzter Ackerflächen mit Gräben und Wiesenstreifen als Puffer zur Ernestinenwiese

2.4 Umnutzung und Erneuerung bestehender Gebäude des Hofgutes

2.5 Anlage von Gebüschinseln nördlich der extensiven Beweidung

2.6 Sitzplatz nördlich Hofgut Maxau einschließlich Gehölzanpflanzungen

2.7 Ausbau eines unbefestigten Feldwegs zu einem befestigten Feldweg
3. Rheindamm

3.1 Sechs Dammbastionen zwischen Tulladenkmal und Rheinbrücke 

3.2 Ausbildung eines ca. 1,80 m breiten Weges auf der HW-Dammkrone als wassergebundene Decke 

3.3 Pflanzung von vier Gruppen zu je vier Pyramidenpappeln 

4. Rheinterrassen

4.1 Veränderung der HW-Dammkrone mit Terrassenausformungen auf Höhe des Hofgutes und Anhebung des den Damm begleitenden Weges um ca. 1m (weiche Geländemodellierung landseits)

4.2 Kunstobjekt im Landart-Stil auf der Dammkrone 

5. Mehrgenerationenspielanlage

Neuanlage eines landschaftsangepassten Mehrgenerationenspielplatzes zwischen Rheindamm und Hofgut

6. Knielinger See

6.1 Neue Wegeverbindung zwischen Hofgut und vorhandenem Uferweg am 
Knielinger See

6.2 Hybridpappeleinzelstammentnahme für Sichtfenster zum Knielinger See (zweimal ca. 20 m südlich des Hofgutes, einmal unmittelbar nördlich des Hofgutes) 

6.3 Neuanlage einer Naturbeobachtungshütte mit Sichtblenden am Knielinger See.

Am 13.10.2010 haben wir Ihre Planungen besprochen (siehe hierzu das Protokoll v. 29.10.2010). Am 12.11. gaben wir Ihnen Gelegenheit, die aus unserer Sicht noch nicht genehmigungsfähigen Punkte nochmals zu erläutern. 

Zur Durchführung des o.g. Vorhabens erteilen wir Ihnen nach § 67 BNatSchG sowie 

§ 78 NatSchG eine Befreiung von den einschlägigen Verbotsbestimmungen der o.g. Schutzgebietsverordnung vom 02.11.1989, GBl v. 15.12.1989 S. 511 soweit dies für das Vorhaben erforderlich ist, für die oben genannten Vorhaben ausgenommen Vorhaben 6.2.

Die Befreiung ergeht mit folgenden Nebenbestimmungen:

I. Allgemeine Nebenbestimmungen

1. Das Institut für Landschaftsökologie und Naturschutz wird mit der ökologischen Baubegleitung beauftragt. 

2. Die ausführenden Firmen sind über die Grenzen des Natur- und des Landschaftsschutzgebietes (siehe hierzu 
) und die innerhalb dieser Grenzen strikt einzuhaltenden Nebenbestimmungen dieses Bescheids zu informieren. Grenzen sind aus Rücksicht auf störempfindliche Vogelarten nicht mit Flatterband, sondern durch Pfähle mit rotweißen Markierungen oder festgetackerten Flatterbandstücken kenntlich zu machen. Der jeweilige Bauleiter legt der ökologischen Baubegleitung zu Baubeginn eine schriftliche Bestätigung seiner Kenntnis der Grenzen des Schutzgebietes und dieser Nebenbestimmungen vor. 

3. Das Betreten und Befahren außerhalb von Wegen innerhalb des NSG bleibt grundsätzlich untersagt. Dies gilt nicht für die Maßnahmen am Haltepunkt Maxau (Ziffer 1), auf den Rheinterrassen (Ziffer 4) und am Knielinger See (Ziffer 6).

4. Rodungen: Die Rodungen erfolgen zwischen dem 1. Oktober eines Jahres und dem 28. Februar des Folgejahres, ausgenommen sind hiervon die Maßnahmen zu Ziffer 1. 

5. Auch im Falle nächtlicher Störungen ist eine Beleuchtung der Gesamtanlage nicht zulässig. Soweit erforderlich werden insektenfreundliche Beleuchtungsmittel eingesetzt, auf die Beleuchtung weißer Wände (Fernwirkung) wird verzichtet. 

6. Zur Besucherlenkung wird das GBA eine Informationstafel errichten, die über die negativen Effekte der Schwanenfütterung informiert und darum bittet, davon Abstand zu nehmen. Weitere Maßnahmen bleiben für den Fall erheblicher Störungen im NSG „Maxau“ vorbehalten.

7. Die Pflege der Landschaftselemente und Spielgeräte erfolgt eigentumsbezogen.

8. Zur Pflanzung und Einsaat wird Saat- und Pflanzgut aus regionaler Herkunft verwendet. 

II. Nebenbestimmungen zu einzelnen Maßnahmen

Zu Maßnahmen Ziffer 1:
Die im Zuge des Projekt „Bahnstadt Heidelberg“ gemachten Erfahrungen sollen in die noch nicht abschließend festliegende Ausführungsplanung integriert werden. Nach Abschluss der Bauarbeiten und Beobachtung der Besiedlung durch Mauer- und 
Zauneidechsen legt das GBA einen Bericht über die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten für diese Arten vor. Diese ist soweit notwendig durch entsprechende Pflege für eine Dauer von mindestens 15 Jahren zu sichern.

Wie vereinbart werden die Maßnahmen erst nach erfolgreicher Vergrämung der 
Eidechsen und zwischen Mitte September bis Mitte Dezember durchgeführt werden.

Zu Maßnahmen Ziffer 2: 
Die Gesamtfläche der geplanten 2-3 Unterstände darf insgesamt etwa 40 m2 betragen. Die Unterstände sind in Verbindung mit Gehölzinseln aus unbehandeltem Holz zu errichten. Die Beweidungsdichte soll max. 0,9 GV/ha betragen. Es wird angeregt, zunächst mit einer geringeren Tierdichte zu arbeiten und diese nur bei Bedarf zu erhöhen.

Die beiden vorhandenen Mulden im Nord- und Südteil dürfen nicht verfüllt werden.

Hinter den geplanten Wiesenrandstreifen entlang der Ernestienwiese muss eine wirksamere Abgrenzung in Form einer Hecke aus Weißdorn, Haselnuss usw. gepflanzt werden. 

Vereinbart wurden folgende Bauzeiten:

Ziffer 2.2: Oktober bis Dezember

Ziffer 2.3: August bis September 
Ziffer 2.5: Oktober bis Dezember

Ziffer 2.6, Sitzplatz: August bis September, Pflanzung: Oktober bis Dezember

Ziffer 2.7: März bis April

Zu Maßnahmen Ziffer 3:

Vereinbart wurden folgende Bauzeiten:

Ziffer 3.1: April bis Juli 
Ziffer 3.2: Juli bis November 

Ziffer 3.3: Oktober bis November 
Zu Maßnahmen Ziffern 4 und 5:

Das Kunstobjekt soll filigran, leicht, nicht glänzend oder reflektierend ausgeführt und maximal fünf Meter hoch sein. Das Objekt sollte möglichst einen Bezug zur Landschaft haben oder typische Arten erkennen lassen. 

Das Kunstobjekt und die Spielgeräte sollen nicht in Signalfarben gestaltet werden, Bedenken wegen ihrer Größe bestehen nicht. Laut erzeugende Gerätschaften sind nicht zulässig.

Vereinbart wurden folgende Bauzeiten:

Ziffer 4.1: April bis Juli mit Rücksicht auf voraussichtliche Hochwasserereignisse

Ziffer 4.2: Juli bis November

Ziffer 5: Mai bis Oktober
Zu Maßnahmen Ziffer 6:
Der Zuweg zur Beobachtungshütte (Ziffer 6.1) muss so gestaltet werden, dass Besucher nicht von Wasservögeln gesehen werden können. Zuweg und Hütte (Ziffer 6.3) werden im Zeitfenster Oktober - Dezember gebaut.
Die beantragten Sichtfenster (Ziffer 6.2) werden nicht zugelassen.
Den Nebenbestimmungen liegen folgende Erkenntnisse zu Grunde:

Die Erforderlichkeit des Vorhabens wird anerkannt. In einer Abwägung wurde dem öffentlichen Interesse an der Umsetzung der konkreten Maßnahmen das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung des Schutzzwecks gegenübergestellt. Die Nebenbestimmungen erschienen geeignet, mögliche negative Auswirkungen des Vorhabens auf die im Schutzzweck der Verordnung genannten Schutzgüter zu minimieren oder ganz auszuschließen, ohne das Projekt selbst unmöglich zu machen. 
Ein nicht zu lösender Konflikt verblieb zwischen den beantragten Sichtfenstern auf den Knielinger See und der Störempfindlichkeit der auf dem Knielinger See rastenden und Nahrung suchenden Vögel. Nicht nur die auf den Wegen verbleibenden, für die Vögel dank der Sichtfenster sichtbaren Menschen, sondern auch die anziehende Wirkung offener Wasserflächen auf Erholungssuchende hätte ein Aufscheuchen der Vögel und damit die Verletzung eines wichtigen Schutzanliegens der VO zur Folge. Eine nachträgliche Korrektur wäre, da die Bäume ja gefällt werden sollen, nicht mehr möglich. Deshalb kommt für diese Maßnahmen keine Befreiung in Betracht.

Der nun zugelassene Eingriff in das Landschaftsbild durch die Pflanzung von Pyramidenpappeln wurde von unserem Fachreferat 56 abgelehnt. Aus fachlicher Sicht tangiert die Pflanzung dieses Baumtyps den Schutzzweck der LSG-VO (Sicherung und Erhaltung der landschaftlichen und ökologischen Einheit der Burgau; im Einzelnen „die Erhaltung der ausgedehnten, offenen und landwirtschaftlich genutzten Niederungsflächen als Teil der Kulturlandschaft in der Rheinaue mit ihren charakteristischen Streuobstwiesen, Wiesen und landschaftstypischen Gliederungselementen wie Hecken, Einzelgehölzen und Gräben als ökologischer Ausgleichsraum für die dicht besiedelte und intensiv genutzte Umgebung und als wichtiges Erholungsgebiet im Ballungsraum“ (§ 6 der VO). Eine Anpflanzung entspräche dem Schutzzweck der Verordnung, wenn die Pyramidenpappel ein landschaftstypisches Gliederungselement wäre. Dies ist nicht der Fall. Die Pyramidenpappel kommt im in Rede stehenden Landschaftsausschnitt nicht vor und ist auch nicht landschaftstypisch. Sie ist auch im landschaftspflegerischen Sinn kein „Gliederungselement“. Darunter werden unregelmäßige Strukturen wie Hecken, Gehölzinseln, kleinparzellierte Nutzflächen und/oder mäandrierende Gewässer verstanden. Das Gegenteil hiervon ist die „strenge Vertikale“ Zitat Antragsteller), welches die Pyramidenpappel hier ganz bewusst in das Landschaftsbild einbringen soll.

Für die Zulassung der Pflanzung sprechen aus Sicht des GBA folgende Gründe: Die Pflanzung sei der Stadt, die selbst Besitzerin der Fläche ist, sehr wichtig. Der amtierende Naturschutzbeauftragte und sein Vorgänger hätten der Pflanzung einzelner Pyramidenpappeln zugestimmt. Da sterile Klone gepflanzt würden, seien Bedenken hinsichtlich der Ausbreitung unerwünschter Pflanzen nicht zu besorgen (sihe hierzu § 40 BNatSchG). Der Antrag sei bezüglich des Landschaftsbildes bereits ein Kompromiss, da man ursprünglich die Pflanzung einer Allee entlang des Rheindamms geplant hätte. Auch wäre die Vorbelastung des gegebenen Landschaftsbildes mit Industrieanlagen zu berücksichtigen.
Die Verordnung des Regierungspräsidiums Karlsruhe über das Natur- und Landschaftsschutzgebiet Burgau verbietet in § 7 nur solche Handlungen, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. Verboten sind insbesondere Maßnahmen, die das Landschaftsbild nachteilig ändern oder die natürliche Eigenart der Landschaft auf andere Weise beeinträchtigen. § 8 der VO stellt die in § 7 verbotenen Handlungen unter Erlaubnisvorbehalt und formuliert in seinem zweiten Absatz Regelbeispiele. Sofern die beabsichtigte Handlung Wirkungen der in § 7 benannten Art nicht zur Folge hat, ist gemäß § 8 Absatz 3 die Erlaubnis zu erteilen. Das Ermessen der über die Erlaubnis entscheidenden Behörde ist demnach gebunden.
Die Anpflanzung der die Vertikale betonenden Pyramidenpappeln ist möglicherweise ein angemessenes gestalterisches Element zur Anlage von Parklandschaften, Gärten oder von bewusst artifiziell gestaltetem urbanen Grün. Im Kontext eines Natur- und Landschaftsgebiets in der Rheinaue sind Pyramidenpappeln dagegen standortfremde, nicht dem natürlichen Landschaftsbild angemessene Artefakte. Dieser Befund genügt jedoch nicht, um eine Erlaubnisversagung im Landschaftsschutzgebiet zu tragen. 
Voraussetzung für die Erlaubnisversagung ist nicht bereits die Verwendung nicht standortangepasster Gewächse. Erforderlich ist nach § 7 Nr 4 iVm § 8 Abs 3 der VO der Nachweis einer nachteiligen Änderung des Landschaftsbildes. Aus rechtlicher Sicht muss bei der Bewertung, ob das Landschaftsbild nachteilig geändert wird, das Umfeld, in dem die Maßnahme durchgeführt wird, in die Betrachtung mit einbezogen werden. Das Umfeld ist aber durch große, das Landschaftsbild prägende Brückenbauwerke, durch Industrieanlagen auf der anderen Rheinseite, auch durch den Anblick des RDK und durch diverse Gebäude (Wohngebäude, Hofstelle) belastet. Dieses Umfeld entspricht nicht mehr dem Leitbild einer nachdrücklich zu schützenden natürlichen Landschaft. Und in diesem Umfeld haben die vergleichsweise wenigen Pyramidenpappeln keine das Landschaftsbild noch weiter erheblich belastende Wirkung. 
Daher war, unbeschadet der wiederholt vorgetragenen und begründeten fachlichen Bedenken gegen die Maßnahme auch insoweit die beantragte Erlaubnis zu erteilen.

Der Landesnaturschutzverband hat mit Datum vom 23.12.2010 von seinem Vorlagerecht gemäß § 66 (4) NatSchG Gebrauch gemacht. Das Umweltministerium hat unsere Entscheidung mit Datum vom 02.02.2011 bestätigt (Anlage). 
Gemäß der vorgelegten Natura-2000-Verträglichkeitsprüfung sind erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele des FFH-Gebiets 7015-341"Rheinniederung von Wintersdorf bis Karlsruhe" und des Vogelschutzgebiets 7015-441 "Rheinniederung von Elchesheim bis Karlsruhe" nach Einschätzung der unteren Naturschutzbehörde nicht zu erwarten. 

Dieser Bescheid beinhaltet nur die notwendigen naturschutzrechtlichen Entscheidungen nach der o.g. Verordnung. Er ergeht unbeschadet anderer öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher Bestimmungen.

Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. Die Gebührenentscheidung beruht auf § 4 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 des LGebG vom 14.12.2004 (GBl 2004 S. 895 ff).

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich entweder bei der Korrespondenzanschrift des Verwaltungsgerichts Karlsruhe, Postfach 11 14 51, 76064 Karlsruhe oder beim Sitz des Verwaltungsgerichts Karlsruhe, Nördliche Hildapromenade 1, 76133 Karlsruhe Klage erhoben werden.

Die Klage kann innerhalb der angegebenen Frist auch mündlich zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Geschäftsstelle am Sitz des Verwaltungsgerichts Karlsruhe, Nördliche Hildapromenade 1, 76133 Karlsruhe erhoben werden.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Alexander Zink
· Referat 56, Herrn Zimmermann

· Stadt Karlsruhe, Umweltamt und Untere Naturschutzbehörde
· Landesverbände NABU, BUND, LNV

Mit freundlichen Grüßen

gez. Zink
III. zdA
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